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Gesellschaftsvertrag 
 

 

§ 1 Firma und Sitz 

1. Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung und führt die Firma 
VfB Lübeck Fußballspielbetrieb GmbH 

2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Lübeck.  

 

§ 2 Gegenstand der Gesellschaft 
1. Gegenstand des Unternehmens ist die Fortführung, Finanzierung und Weiterentwicklung 

einer Fußballmannschaft und aller damit im Zusammenhang stehenden Geschäfte zur 
Teilnahme am Spielbetrieb der Lizenzligen Bundesliga und 2. Bundesliga, der 3. Liga, der 
Regionalliga und der Oberliga, sowie die Förderung des Fußballsports, insbesondere nach 
Satzungen und Ordnungen des Deutschen Fußballbundes e.V. (DFB) und des Die Liga – 
Fußballverbandes (Ligaverband) sowie der Landes- und Regionalverbände.  
Zum Unternehmensgegenstand zählen insbesondere: 

• die Fortführung und Weiterentwicklung des wirtschaftlichen Teilbetriebs 
„Fußballspielbetrieb der Lizenzspielermannschaft“ (insbesondere Bundesliga, 2. 
Bundesliga, 3. Liga, Regionalliga, Oberliga); 

• die Verwaltung, Weiterentwicklung und Verwertung der vom Verein für 
Bewegungsspiele Lübeck von 1919 e.V. zur Verfügung gestellten Medienrechte (z.B. 
durch Auf- und Ausbau von diversen Kommunikationsplattformen oder von Social 
Media Kanälen) und die Anmeldung, Verwaltung, Weiterentwicklung und Verwertung 
eigener Marken- und Werberechte; dies umfasst auch den Handel mit Produkten aller 
Art (insbesondere mit Sport-/Bekleidungsartikeln und den Verkauf von 
Merchandisingprodukten), den Abschluss von Verträgen mit Sponsoren, 
Lizenznehmern und Ausrüstern sowie die hiermit im Zusammenhang stehende 
Öffentlichkeitsarbeit; 

• die Durchführung von Maßnahmen, die der gesamtgesellschaftlichen Verantwortung 
des Fußballsportes dienen, insbesondere zur Jugendförderung und zur 
Völkerverständigung; 

• die Verwaltung eigenen Vermögens. 
2. Die Gesellschaft setzt die Fußballtradition der 1. Herrenmannschaft des Vereins für 

Bewegungsspiele Lübeck von 1919 e.V. unter der offiziellen Abkürzung „VfB Lübeck“ 
oder hieraus abgeleiteter Kürzel (z.B. „VfB“) fort. Zur Erreichung dieses Ziels ist die 
Gesellschaft Träger derjenigen Lizenzen, Zulassungen und/oder Berechtigungen, die ihre 
Fußballmannschaft benötigt, um Einrichtungen zur Durchführung nationaler und 
internationaler Wettbewerbe zu nutzen. Die Gesellschaft ist in diesem Zusammenhang zur 
Verwertung bzw. Nutzung aller zur Verfügung stehenden gegenwärtigen und zukünftigen 
Rechte, insb. Namens-, Marken- und/oder Bildrechte (z.B. Logos), des Vereins für 
Bewegungsspiele Lübeck von 1919 e.V. berechtigt. 

3. Die Gesellschaft ist zur Vornahme aller Geschäfte berechtigt, die den Gesellschaftszweck 
unmittelbar oder mittelbar zu fördern geeignet sind, insbesondere dazu, Dienstleistungen zu 
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erbringen. Die Gesellschaft ist berechtigt, ihre Geschäftstätigkeit durch Tochter-, 
Beteiligungs- und Gemeinschaftsunternehmen auszuüben, Zweigniederlassungen zu 
gründen, sowie Unternehmens- und Kooperationsverträge mit anderen Gesellschaften 
abzuschließen. 

 

§ 3 Beginn und Dauer 
1. Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. 
2. Das Geschäftsjahr beginnt am 01. Juli und endet mit Ablauf des 30. Juni des Folgejahres. Das 

erste Geschäftsjahr beginnt mit Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister und ist ein 
Rumpfgeschäftsjahr. 

 

§ 4 Mitgliedschaften und Rechtsgrundlage 
1. Die Gesellschaft ist Tochtergesellschaft und der Verein für Bewegungsspiele Lübeck von 

1919 e.V. mit Sitz in Lübeck, eingetragen im Vereinsregister des Amtsgerichts Lübeck unter 
VR 1073 HL, ist Mutterverein im Sinne der Statuten des DFB. 

2. Die Satzungen und Ordnungen des DFB in ihrer jeweiligen Fassung sind für die 
Gesellschaft, ihre Gesellschafter sowie ihre Organe und Mitarbeiter auf Grund dieses 
Gesellschaftsvertrages unmittelbar verbindlich. Dies gilt insbesondere für die DFB-
Satzung, DFB-Spielordnung, DFB-Rechts- und Verfahrensordnung, DFB-
Schiedsrichterordnung, DFB-Jugendordnung, DFB-Trainerordnung und die Anti-Doping-
Richtlinien mit den dazu erlassenen sonstigen Aus- und Durchführungsbestimmungen. Die 
Verbindlichkeit erstreckt sich auch auf die Entscheidungen bzw. Beschlüsse der zuständigen 
Organe und Beauftragten des DFB, insbesondere auch, soweit Vereinssanktionen gemäß § 
44 DFB-Satzung verhängt werden. Die Gesellschaft, ihre Gesellschafter sowie ihre Organe 
und Mitarbeiter sind insoweit der Vereinsstrafgewalt des DFB, die durch die vorstehend 
genannten Regelungen und Organentscheidungen einschließlich der Vereinssanktionen 
ausgeübt wird, unterworfen. Die Unterwerfung unter die Vereinsgewalt des DFB erfolgt 
insbesondere, damit Verstöße gegen die vorgenannten Bestimmungen und Entscheidungen 
verfolgt und durch Sanktionen geahndet werden können. 

3. Die Gesellschaft erwirbt mit der Lizenz für die Teilnahme am Spielbetrieb der Bundesliga 
oder der 2. Bundesliga die ordentliche Mitgliedschaft im Die Liga-Fußballverband e.V. 
(Ligaverband) oder in anderen Ligen in vergleichbaren Verbänden. Die Satzung und das 
Ligastatut des Ligaverbandes oder vergleichbarer Verbände, insbesondere die Ordnungen, 
Richtlinien und sonstige Durchführungsbestimmungen in ihrer jeweiligen Fassung sowie 
die Entscheidungen und Beschlüsse der zuständigen Organe und Beauftragten des 
Ligaverbandes oder vergleichbarer Verbände, insbesondere der DFL Deutsche Fußball Liga 
GmbH (DFL), sind für die Gesellschaft, ihre Gesellschafter sowie ihre Organe und 
Mitarbeiter unmittelbar verbindlich. Die Gesellschaft, ihre Gesellschafter sowie ihre Organe 
und Mitarbeiter sind der Vereinsstrafgewalt des Ligaverbandes unterworfen. Die 
Regelungen des zwischen dem Ligaverband oder vergleichbaren Verbänden und dem DFB 
oder anderen Institutionen geschlossenen Grundlagenverträge sind für die Gesellschaft 
ebenfalls für die jeweils relevante Liga verbindlich. 

4. Aus der Mitgliedschaft der Gesellschaft im Ligaverband, der seinerseits Mitglied des DFB 
ist und der in der Satzung des Ligaverbandes enthaltenen Bestimmung über die 
Maßgeblichkeit von DFB-Satzung und DFB-Ordnungen folgt ebenfalls die Verbindlichkeit 
dieser Bestimmungen des DFB in ihrer jeweiligen Fassung für die Gesellschaft, ihre 
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Gesellschafter sowie ihre Organe und Mitarbeiter. 
5. Die Gesellschaft verpflichtet sich zur Einhaltung der Inkompatibilitätsregelungen des 

Ligaverbandes bzw. des DFB in ihrer jeweiligen rechtmäßigen Fassung der 
Lizenzierungsordnung. Danach gilt, dass Mitarbeiter oder Mitglieder von Organen von 
Unternehmen, die zu mehreren Vereinen oder Gesellschaften, die am Spielbetrieb der 
Lizenzligen des Ligaverbandes oder der DFB-Ligen teilnehmen, oder mit diesen 
verbundenen Unternehmen in wirtschaftlich erheblichem Umfang in vertraglichen 
Beziehungen im Bereich der Vermarktung, einschließlich des Sponsorings oder des 
Spielbetriebs stehen und/oder an ihnen bedeutend beteiligt sind, nicht Mitglied in Kontroll-
, Geschäftsführungs- und Vertretungsorganen der Gesellschaft sein dürfen. Konzerne und 
die ihnen angehörigen Unternehmen gelten als ein Unternehmen. Ebenso dürfen Mitglieder 
von Geschäftsführungs- oder Kontrollorganen eines anderen Vereins oder einer 
Gesellschaft, die am Spielbetrieb der Lizenzligen des Ligaverbandes oder der DFB-Ligen 
teilnehmen, keine Funktionen in Organen der Gesellschaft übernehmen. Die vorstehende 
Regelung findet auf die Mitgliedschaft in Kontrollorganen der Gesellschaft keine 
Anwendung, wenn durch den Ligaverband bzw. den DFB eine Ausnahmegenehmigung 
erteilt wurde. 

 

§ 5 Stammkapital, Gesellschafter und Stammeinlage 
1. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 25.000,- (in Worten: 

fünfundzwanzigtausend EURO). 
2. Auf das Stammkapital übernimmt der Verein für Bewegungsspiele Lübeck von 1919 e.V. 

mit Sitz in Lübeck, eingetragen im Vereinsregister des Amtsgerichts Lübeck unter VR 1073 
HL, als Alleingesellschafter den Geschäftsanteil Nummer 1 zum Nennbetrag von EUR 
25.000,- (in Worten: fünfundzwanzigtausend EURO). 

3. Die Einlage auf den vorbenannten Geschäftsanteil ist zur Hälfte sofort in bar einzuzahlen, 
der Rest auf Anforderung der Geschäftsführung. 

4. Unabhängig vom Umfang seiner Geschäftsanteile behält der Verein für Bewegungsspiele 
Lübeck von 1919 e.V. stets 50% plus 1 der Stimmrechte. 

 

§ 6 Geschäftsführung  

1. Die Gesellschaft hat mindestens zwei Geschäftsführer. 
2. Die Geschäftsführer werden durch Gesellschafterbeschluss bestellt und abberufen. 
3. Bei Abschluss, Änderung oder Beendigung von Dienstverträgen mit Geschäftsführern wird 

die Gesellschaft durch die Gesellschafterversammlung vertreten.  
4. Zum Geschäftsführer kann nicht bestellt werden, wer Mitarbeiter oder Mitglied von 

Organen von Unternehmen ist, die zu mehreren Lizenznehmern/Muttervereinen bzw. 
Vereinen oder Kapitalgesellschaften der Bundesliga, 2. Bundesliga, der 3. Liga und der 
Regionalliga in wirtschaftlich erheblichem Umfang in vertraglichen Beziehungen im 
Bereich der Vermarktung, einschließlich des Sponsorings, oder des Spielbetriebs stehen 
und/oder an ihnen beteiligt ist. Konzerne und die ihnen angehörigen Unternehmen gelten 
als ein Unternehmen. Ebenso dürfen Mitglieder von Geschäftsführungs- oder 
Kontrollorganen eines anderen Lizenznehmers bzw. anderer Vereine oder 
Kapitalgesellschaften Bundesliga, 2. Bundesliga, der 3. Liga und der Regionalliga nicht in 
die Geschäftsführung des Unternehmens berufen werden. 
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5. Die Geschäftsführer sind verpflichtet, die Weisungen der Gesellschafterversammlung, 
insbesondere eine von der Gesellschafterversammlung aufgestellte Geschäftsordnung zu 
beachten und von den Gesellschaftern als zustimmungspflichtig bezeichnete Geschäfte nur 
mit deren Zustimmung vorzunehmen. 

6. Die Gesellschafterversammlung ernennt einen Vorsitzenden der Geschäftsführung. 
7. Die Geschäftsführung ist beschlussfähig, wenn zwei ihrer Mitglieder anwesend sind. Droht 

andauernde Beschlussunfähigkeit, kann die Gesellschafterversammlung eine abweichende 
Regelung treffen. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden der 
Geschäftsführung. Bei Stimmengleichheit in einer Geschäftsführungssitzung, an der nur 
zwei Geschäftsführer teilnehmen, kommt ein Beschluss nicht zustande.  

8. Die Geschäftsführung kann in einem schriftlichen Verfahren nur einstimmig beschließen.  
9. Beschlüsse der Geschäftsführung sind schriftlich zu dokumentieren. 

 

§ 7 Vertretung der Gesellschaft 
1. Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsführer gemeinsam vertreten, oder durch einen 

Geschäftsführer gemeinsam mit einem Prokuristen. Die Gesellschafterversammlung kann 
die Vertretung abweichend regeln, insbesondere Einzelvertretung anordnen. 

2. Die Geschäftsführer sind von den Beschränkungen des § 181, 2. Alt. BGB befreit, soweit 
Rechtsgeschäfte der Gesellschaft mit dem Verein für Bewegungsspiele Lübeck von 1919 
e.V. geschlossen werden sollen. Im Übrigen kann die Gesellschafterversammlung die 
Geschäftsführer der Gesellschaft allgemein oder für den Einzelfall von den 
Beschränkungen des § 181, 2. Alt. BGB befreien. 

3. Vorstehendes gilt für die Vertretungsberechtigung von Liquidatoren entsprechend. 

 

§ 8 Umfang der Geschäftsführungsbefugnis 
1. Die Geschäftsführung ist verpflichtet, die jährliche Unternehmensplanung in Form 

betrieblicher Einzelpläne (bestehend aus z.B. Umsatzplan, Ergebnisplan, Planbilanz, 
Marketingplan, Investitionsplan, Finanzplan für das kommende Geschäftsjahr) aufzustellen 
und spätestens einen Monat vor Ablauf des laufenden Geschäftsjahres der 
Gesellschafterversammlung zur Einwilligung vorzulegen. 

2. Die nachfolgend aufgeführten Geschäfte bedürfen ebenfalls der vorherigen Zustimmung 
der Gesellschafterversammlung: 

a. über den Ansatz in der jährlichen Unternehmensplanung hinausgehende Ausgaben; 
b. der Erwerb, die Veräußerung und die Belastung von Grundstücken und 

grundstücksgleichen Rechten; 
c. die Übernahme von Bürgschaften oder Mitverpflichtungen für Verbindlichkeiten 

Dritter; 
d. der Abschluss von Darlehensverträgen und Stundungsvereinbarungen nebst 

zugehörigen Sicherungsgeschäften; 
e. die Übernahme von Beteiligungen;  
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f. Investitionen und Rechtsgeschäfte mit einer Laufzeit von mehr als zwei Jahren oder 
einem Wert des Leistungsaustausches von mehr als EUR 50.000,- (in Worten: 
fünfzigtausend EURO) im Wirtschaftsjahr; 

g. der Abschluss von Verträgen, die eine Zahlungspflicht von mehr als EUR 25.000,- 
(in Worten: fünfundzwanzigtausend EURO) beinhalten. 

 
3. Ungeachtet vorstehender Ziffer 2 kann die Gesellschafterversammlung jederzeit 

beschließen, dass auch andere Geschäfte nur mit vorheriger Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung von der Geschäftsführung vorgenommen werden dürfen. 

4. Die Geschäftsführung berichtet der Gesellschafterversammlung über 

a. die Grundsätze der beabsichtigten Geschäftspolitik; 
b. die Liquidität und Rentabilität der Gesellschaft, insbesondere die Entwicklung der 

Ertragslage; 
c. den Gang der Geschäfte und die Lage der Gesellschaft; 
d. Geschäfte, die für die Rentabilität oder Liquidität der Gesellschaft von erheblicher 

Bedeutung sein können; hierzu gehören u.a. geplante Veränderungen des 
Unternehmenszweckes, die Errichtung und Aufgabe von Tochtergesellschaften 
sowie von Betriebsstätten und Zweigniederlassungen; 

e. alle Sachverhalte, die für die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung von 
Belang sind; die Mitglieder der Geschäftsführung sind verpflichtet, jede von der 
Gesellschafterversammlung gewünschte Auskunft über alle geschäftlichen 
Angelegenheiten der Gesellschaft und eventuell verbundener Unternehmen zu 
erteilen; 

f. alle Vorgänge aus sonstigem wichtigen Anlass. 

 

§ 9 Jahresabschluss durch die Geschäftsführung 
1. Die Geschäftsführung hat innerhalb der ersten drei Monate des Geschäftsjahres für das 

vergangene Geschäftsjahr den Jahresabschluss nach den gesetzlichen Vorschriften 
aufzustellen und unverzüglich zusammen mit einem etwaigen Lagebericht und Prüfbericht 
des Abschlussprüfers sowie einem Vorschlag über die Verwendung des Ergebnisses an die 
Gesellschafter zu übersenden. 

2. Für die Aufstellung und ggf. für die Prüfung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen 
Bestimmungen maßgebend. Hierbei sind, sofern diese den gesetzlichen Bestimmungen 
nicht widersprechen, die Vorgaben und das Gliederungsschema des jeweiligen Statuts des 
DFB, der DFL oder der zuständigen Regional- und/oder Landesverbände zu beachten. 

3. Die Gesellschafterversammlung beschließt über die Feststellung des Jahresabschlusses und 
die Verwendung des Ergebnisses. 

 

§ 10 Verfügung über Geschäftsanteile 
1. Über Geschäftsanteile kann nur mit schriftlicher Zustimmung aller Gesellschafter verfügt 

werden. Der Gesellschafter Verein für Bewegungsspiele Lübeck von 1919 e.V. darf diese 
Zustimmung nur dann erteilen, wenn eine der Satzung des Vereins für Bewegungsspiele 
Lübeck von 1919 e.V. entsprechende Beschlussfassung seiner Mitgliederversammlung 
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vorliegt. 
2. Eine Verfügung über Geschäftsanteile ist jedoch in jedem Fall ausgeschlossen, wenn diese 

zu einer Verletzung der sog. „50+1-Regelung" (§ 16 der Satzung des DFB, § 8 der Satzung 
der DFL) führen würde und der Verein für Bewegungsspiele Lübeck von 1919 e.V. nicht 
länger Mutterverein der VfB Lübeck Fußballspielbetrieb GmbH im Sinne der Satzungen 
des DFB und der DFL wäre. 

 

§ 11 Schlussbestimmungen 
1. Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im Bundesanzeiger der 

Bundesrepublik Deutschland. 
2. Sofern einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein sollten oder sofern dieser 

Vertrag Lücken enthalten sollte, bleibt hiervon die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 
unberührt. Im Falle der Unwirksamkeit einer Bestimmung soll diejenige Bestimmung 
gelten, die dem ursprünglichen Sinn und Zweck der ungültigen Bestimmung entspricht. Im 
Falle von Vertragslücken sollen diejenigen Bestimmungen Anwendung finden, die die 
Parteien nach dem Sinn und Zweck dieser Vereinbarung vereinbart haben würden, wenn sie 
hieran gedacht hätten. 

3. Gerichtsstand und Erfüllungsort ist der Sitz der Gesellschaft. 
4. Mündliche Vereinbarungen wurden nicht getroffen. Änderungen und Ergänzungen dieser 

Vereinbarung bedürfen der gesetzlich vorgesehen Form. 
5. Die Gesellschaft trägt die mit ihrer Gründung verbundenen Kosten (insb. Notar- und 

Gerichtskosten und Kosten der Veröffentlichung) bis zu einem Betrag von EUR 2.500,- (in 
Worten: zweitausendfünfhundert EURO). 

 


